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>> Im ambulanten Bereich überweisen Ärzt:innen bei weiterem Klä-
rungsbedarf an die jeweiligen Fachärzt:innen. Seit dem 1. Oktober 
2020 ist es möglich, bei unterschiedlichen fachlichen Fragestellungen 
ambulant oder stationär tätige Kolleg:innen digital – im Rahmen 
eines Telekonsiliums – zurate zu ziehen. Eine systematische Über-
sichtsarbeit der Arbeitsgruppe Wootton et al. beschreibt am Beispiel 
der Teledermatologie, wie viele Arztbesuche vermieden werden kön-
nen. Im Durchschnitt konnte in den 12 Store-and-Forward-Studien 
(Datenerhebung und zeitverzögerte Weiterleitung) 43% der Arztbe-
suche mit klassischem Überweisungsverfahren vermieden werden. 
In den 7 Echtzeit-Studien und in einer einzigen Studie, in der eine 
Hybridtechnik verwendet wurde, konnten zu 70% der direkten Arztbe-
suchn vermieden werden [4].  

Im stationären Rahmen ist, über die Grenzen des eigenen Kran-
kenhauses hinweg keine solche Standardvorgehensweise vorhanden. 
Kollegiale Konsultationen über Patient:innen zwischen dem kleinen 
Krankenhaus und der spezialisierten Einrichtung führen unbürokra-
tisch zum Ziel einer optimalen Versorgung. Voraussetzung dafür sind 
ein vertrauensvoller Umgang unter den ärztlichen Kolleg:innen und 
entsprechende Ressourcen. 

Aus wirtschaftlicher Sicht der spezialisierten Klinik ist eine per-
sönliche Vorstellung der Patient:innen erforderlich, da nur so ein 
DRG-abrechnungsfähiger Fall entsteht. Das hat allerdings zur Konse-
quenz, dass Patient:innen im ländlichen Raum weite Wege auf sich 
nehmen müssen und ggf. Untersuchungen doppelt erfolgen [5]. Der 
zunehmende Wunsch nach Digitalisierung kann an dieser Stelle Zeit 
und Kosten sparen. 

Gegenüberstellung Ist/Soll
In der Praxis wird die Indikation zur stationären Aufnahme durch 

Im ländlichen Raum zählen kleine, nicht spezialisierte Kran-
kenhäuser zu den ersten Ansprechpartnern der niedergelas-
senen Ärzt:nnen für die stationäre Versorgung. Ein Mangel 
an Spezialisierung ist dabei keine gezielte wirtschaftliche 
Entscheidung, sondern das Versorgungsspektrum orientiert sich 
an den Bedürfnissen der Patient:innen und Zuweiser:innen. 
Eine mangelnde Spezialisierung führt im DRG-System zu einer 
wenig wirtschaftlichen Ertragslage [1]. Geringere Fallzahlen 
in Spezialgebieten führen zu einer potenziell geringeren 
Versorgungsqualität [2]. Demgegenüber liegt in einzelnen 
Regionen Deutschlands eine Pro-Kopf-Überversorgung mit sta-
tionären Behandlungskapazitäten vor [3]. Für einen gerechten 
Zugang zu Gesundheitsversorgung auch im ländlichen Raum 
ist allerdings auch die Zahl an Krankenhäusern pro Fläche zu 
berücksichtigen. Neben der Diskussion über Vorhaltepauscha-
len und Förderungen für Krankenhäuser in der Fläche muss auch 
hier die Qualität der Versorgung sichergestellt sein.

Zusammenfassung
In ländlichen Gebieten haben sowohl Patient:innen als auch kleinere Kran-
kenhäuser nur einen begrenzten Zugang zu fachärztlichen Spezialist:innen. 
Telekonsile sind bereits zwischen niedergelassenen Ärzt:innen und Kliniken 
etabliert. Die hier vorgestellten ergänzenden Konsultationspfade können 
Qualitätseinbußen kleiner Kliniken mindern, damit die Existenzberechtigung der 
Grundversorger stärken und so unnötige, belastende und kostspielige Doppelun-
tersuchungen vermeiden.  
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die behandelnden niedergelassenen Ärzt:innen gestellt, alternativ er-
folgt eine Vorstellung über eine Notaufnahme.

Sollte die Komplexität der Behandlungen die Möglichkeit der Kli-
nik übersteigen, bestehen je nach Dringlichkeit der Behandlung bis-
her zwei Optionen:
a. �Patient:innen werden quasi „unfertig“ entlassen und wenden sich 

zurück an die einweisende Ärzt:in, um anschließend in eine spezi-
alisierte Klinik erneut eingewiesen zu werden.

b. �Die Dringlichkeit in der Behandlung macht Verlegung von Klinik zu 
Klinik notwendig.

In beiden Fällen erfolgt die Weiterbehandlung in Flächenregionen 
nicht heimatnah.

Mittels einer telemedizinischen Mitbeurteilung (Telekonsultation) 
wäre eine Weiterbehandlung im Heimatkrankenhaus möglich, solan-
ge die technische und personelle Ausstattung der jeweiligen Klinik 
ausreicht, die Diagnostik und Therapieempfehlung der spezialisierten 
Einrichtung umzusetzen (Abb. 1).

Das Szenario findet bereits jetzt Anwendungen bei Kliniken, die 
einem Verbund angehören. Beispielhaft dafür kooperieren die SANA-
Kliniken in Mecklenburg-Vorpommern telemedizinisch miteinander. 
Auch über Konzerngrenzen hinweg existieren Kooperationen, aller-
dings ohne dass bei Haftungsrisiko eine einheitliche Regelung der 
Vergütung existiert.

In Deutschland beschränken sich standardisierte telemedizinische 
Kooperationsmodelle auf Kooperationen zwischen Vertragsärzt:innen 
und Kliniken. Zukünftige Szenarien würden hier auch einen Kommu-
nikationsstrang im stationären und poststationären Bereich ermög-
lichen. Somit würde sich die Rolle der Vertragsärzt:innen, neben 
der langjährigen Versorgung, auch als Initiator:in und Begleiter:in  
fächerübergreifender Diagnostik und Therapiekonzepte verstehen. 

Rechtliche Bewertung

Bis zum 121. Deutschen Ärztetag war es Ärzt:innen berufsrechtlich 
verboten, Patient:innen ausschließlich über Kommunikationsmedien 
zu behandeln. Mindestens ein persönlicher Kontakt zwischen Ärzt:in 
und Patient:innen war unabdingbar. Diese Voraussetzung wurde mit 
der Neufassung des § 7 Abs. 4 der MBO abgeschafft.

Die spezialisierte Klinik wie auch die anfragende Klinik würden auf 
Grundlage einer Fernbehandlung telemedizinisch tätig werden. Als 
Voraussetzung dafür gilt, dass die Behandlung/Beratung: 
• ärztlich vertretbar ist
• die erforderliche ärztliche Sorgfalt gewahrt wird 
• �eine Aufklärung der Patient:in über Besonderheiten dieser Behand-

lungsart erfolgt.
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Die Ärzt:in, die ein telemedizinisches Angebot bereithält und 
Patient:innen zur Fernbehandlung annimmt, trägt das Übernahmever-
schulden gemäß § 630 h Abs. 4 BGB und jede ärztliche Behandlung 
hat „nach den zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden, allgemein 
anerkannten fachlichen Standards“ zu erfolgen. 

Ebenso wie im etablierten Setting zwischen Vertragsärzt:in und 
Klinik sind Datenschutzrahmenrichtlinien einzuhalten [6].

Vergütung
Telekonsile zwischen stationär und ambulant tätigen Ärzt:innen 

können über den EBM abgerechnet werden („Praxis-zu-Klinik-Kon-
sil“). Die Voraussetzungen und die Vergütungshöhe werden im Be-
schluss des ergänzenden Bewertungsausschusses geregelt [7]. 

Die Einholung des Konsils wird dabei mit der GOP 01670 (110 
Punkte/12,24 Euro), die telekonsiliarische Beurteilung für die ersten 
10 Minuten über die GOP 01671 (128 Punkte/14,24 Euro) vergütet.

Eine einheitliche Vergütung für Kooperationen zwischen zwei 
Krankenhäusern („Klinik-zu-Klinik-Konsil“) existiert derzeit nicht. 
Ebenso gibt es kein Modell einer anfragenden Klinik an eine Praxis 
(„Klinik-zu-Praxis-Konsil“)

Folgende Möglichkeiten kämen in Betracht:
a) �Erweiterung des „Telekonsils“ nach dem KBV-Modell auf Konsile 

zwischen zwei Kliniken, da der bisherige Beschluss einen Vertrags-
arzt als denjenigen voraussetzt, der das Konsil einholt. 

b) �Das Krankenhaus, in dem sich die Patient:innen befinden, erwirt-
schaftet den Erlös auf Grundlage des § 2 Abs. 1 KHEntG über Fall-
pauschalen. Die spezialisierte Klinik könnte gemäß § 115a Abs. 1 
SGB V eine vor- oder nachstationäre Behandlung geltend machen 
und damit „die Erforderlichkeit einer vollstationären Krankenhaus-
behandlung [...] klären oder die vollstationäre Krankenhausbe-
handlung“ [vorbereiten]. Die Patient:innen befinden sich aller-
dings gleichzeitig in stationärer Behandlung in der heimatnahen 
Klinik. Eine Vergütung für vor- und nachstationäre Behandlung ist 
aber nur dann abrechenbar, wenn die Leistung nicht über andere 
Vergütungsformen wie z. B. Fallpauschalen abgegolten werden.

c) �Einzelverträge mit den Krankenkassen für Leistungsbereiche, die 
ggf. flexibel nach Diagnosestellung ausgelöst werden können.

d) �„Konsilleistungen“ werden von der anfragenden Klinik vergütet, 
wie es am Beispiel teleradiologischer Leistungen oder Laborleis-
tungen bereits erfolgt. 

Abb. 1: Aktuelle und zukünftige Standardvorgehensweisen in der Patientensteuerung.
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Zusammenfassung

Die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum ist eine qualitative 
und wirtschaftliche Herausforderung für die handelnden Kliniken und 
Ärzt:innen. Eine effektive Nutzung ärztlicher Expertise kann durch 
eine Ausweitung telemedizinischer Angebote optimiert werden. Te-
lemedizinische Kooperationen zwischen zwei Kliniken oder zwischen 
einer anfragenden Klinik und niedergelassenen Ärzt:innen als Konsil 
sind nach den derzeit vorliegenden Regularien nur über Sonderver-
träge möglich.

Eine Ausweitung der Telekonsil-Richtlinien, wie vom Bewertungs-
ausschuss für eine Kooperation „Praxis zu Klinik“ vereinbart ist, 
könnte als Beispiel für eine „Klinik zu Klinik“ und auch „Klinik zu 
Praxis“ herangezogen werden. Über diesen Weg ließen sich Qualitäts-
einbußen kleiner Kliniken mit geringerer Spezialisierung reduzieren, 
ohne die Existenzberechtigung der Grundversorger zu hinterfragen. 
Zudem würden unnötige belastende und kostspielige Doppeluntersu-
chungen vermieden. Ein derartiges Versorgungsnetzwerk wird einem 
umfangreichen Ansatz der Patientenzentrierung gerecht und kann 
auch mögliche Nachteile der medizinischen Versorgung in Flächen-
regionen ausgleichen. Darüber hinaus wären in Anbetracht der aktu-
ellen und zukünftigen Anstrengungen des Klimaschutzes durch eine 
optimale Ausgestaltungen, Planung und innovative Umgestaltung 
der Gesundheitsversorgung in Flächenregionen unnötige Fahrten von 
Patient:innen vermeidbar. <<
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Interclinical teleconsultation – opportunities  
and challenges

In rural areas, both patients and smaller hospitals have limited access to 
specialists. Teleconsultations are already established in the „practice to clinic“ 
scenario. The complementary consultation pathways presented here can reduce 
the quality losses of small clinics and thus strengthen the raison d‘être of pri-
mary care providers and avoid unnecessary, burdensome and costly duplication 
of examinations.
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